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Klonverbot In Österreich?
Sınd Embryonen als Personen enSiınd iIhre Menschenwürde und ihr
Lebensrec! respektieren? der en SIC als ohstoff für Forschung und
Iherapıe erzeugt und zerstört werden ? Das 1992 verabschiedete Österreichtsche
Fortpflanzungsmedizingesetz enthält eine klare Grenzziehung: Embryonen en
ausschließlich Jfür Reproduktionszwecke verwendet werden, nıcht Jür dıe For-
schung.

Neuerdings macht dıe Stammzellenforschung offnungen Iherapıen Jür
hısher kaum ellDare Krankheiten. AUusSs der Ouelle der verwendeten Stammzellen
ergibt sıch eine thıisch relevante Unterscheidung der Forschungsrichtungen.
'üihrend dıe Gewinnung Von tammzellen aus Erwachsenen (adulte Stammzel-
len), UU Nabelschnurblut, Fruchtwasser Oder abgetriebenen Föten als tThısch
akzeptabel oilt, hbaut dıe Forschung embryonalen Stammzellen auf verbrau-
chender Embryonenforschung auf. Dıiıe möglichen Ouellen Sınd bereıits vorhan-
ene mbryonale Stammzelllinien“, überzählige Embryonen aAuUuSs der In-vitro-
Fertilisation, eigens erzeuglie Forschungsembryonen und als logısche Konse-

UNVC} Kerntransfer geklonte Embryonen.”
elche der beiden Forschungsrichtungen erfolgreich SCIN wird, 1St offen.

orläufig LST ein Streıit Forschungsrichtungen, nıcht nkrete Thera-
pıen. Dennoch entsteht UNC] dıie 1Derale Haltung anderer Staaten auch In Os-
terreich Druck, dıe Forschung nıcht behindern Österreich Sıch auf CUTO-
pärscher ene entschieden dıe verbrauchende Embryonenforschung eiNn-
geseizt und 2002 ZUSAMMEN mut anderen Ländern wesentliche Einschränkungen
für dıie Örderung embryonaler Stammzellenforschung IM Forschungsrahmen-

erreicht. Der Wiıderstand führte einem Moratorium, das hıs Ende
2003 dauerte Im Dezember 2003 sollte der Minısterrat der über einen Vor-
schlag der Kommuission entscheiden, der dıe orschung den überzähligen
Embryonen mut Stichtagsregelung ermöglıcht hätte.* Es konnte TEdoch keine Inı2ung erzielt werden.

Fortpflanzungsmedizingesetz 1992, (1)
Diese Varıante 1st in Deutschland seı1ıt 2002 möglıch und schemmnt uch Österreich legalsSeIN. Vgl dıe Stellungnahme der Bıoethikkommission ragen der Stammzellenfor-
schung Im Kontext des Rahmenprogramms der VOMmM und 2002,
//wwW.bka.gv.at/bka/ bloethik/ stellungnahme stammz.pdf).
Die Gewinnung VOIN Stammzellen aUus geklonten menschlıchen Embryonen 1st kürzlıch
gelungen Hwang, Wo0o0 u. Evıdence of Plurıpotent Human Embryonic Stem
ell Line erıved Iirom oned Blastocyst, Science 305 12.3.2004, 9-1
KOmmıission der Kuropälschen Gemeinschaften,. Vorschlag für eINe Entscheidung des
Rates Änderung der Entscheidung 2002/834/EG ber das spezifische Programm der
Forschung, technologischen Entwicklung und Demonstration „Integration und Stärkungdes Europäischen Forschungsraumes (2002-2006)“ V 9.7.2003 (2003/0151)
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Auch Österreich stehft Vor einer polıtischen Entscheidung In dieser rage.
Muıt wurde der NIWU einer Novelherung des Fortpflanzungsmedi-
zingesetzes’ veröffentlicht und zugleicı der hefgreifende Dissens INn dıieser rage
CULLLC ANnlass der Novellerung WAr dıe Von der Medizın gewünschte Verlän-

der hısher einjährıgen Frist ZUM Aufbewahren VonN Samen, 1zeillen und
nıcht verwendeten Embryonen Der NIWU des Justizministeriums nthält aber
er AINAUS ein klares und uneingeschränktes Verbot des Klonens: „Das Her-
tellen entwicklungsfähiger en UNrCı Klonen SOWLE Fingriffe In dıe Keımzell-
hahn Sind UNZULÄSSIE. “ Dıies entspricht konsequent der bisherigen Politik,
aber Jjenen In dıe OQOuere, dıe bestehende ethische und rechtliche CAFraNKkKen Z_
rücknehmen wollen

Die Kontroverse spiegelt sıch In er Aarnel wıder In der Stellungnahme
der Bıoethikkommission beım Bundeskanzleramt ZUFmM Gesetzesentwurf.‘ Das Ver-
hot des reproduktiven Klonens wırd begrüßt, hbeıim Verbot des sogenannten tIhe-
rapeutischen Klonens Oder besser des Forschungsklonens scheiden sıch dıe
Geister. Etwa die KOmmissıion befürwortet e 9 dıe andere sıcht
„Keine ausreichend gewichtigen Gründe “Jür ein Verbot

Angesichts der alle Bedenken überrollenden Figendynamık biıomedizinischer
Forschung LST der Vorschlag des Justizmunisteriums Jedoch begrühen Er rag
dazu bei, dass dıe Fronten geklä werden und dıe Iragweıte CuUuLLC wWIird:
Wenn den Befürwortern HUr Forschung überzähligen Embryonen
2inZe, WAFre ein Klonverbhot Ja kein Problem. Wer aber mbryonale Stammzel-
lenforschung ermöglıchen WILlk, MUSS über dıe Bandbreite hıis ZUFN Klonen
VoN Menschen UNCI Kerntransfer dıskutieren. Eıne Politik der kleinen Schritte,
dıe melst Lasten der vorsichtigen Posıtiıonen gehl, RA damıt schwieriger DE
worden.

Für dıe notwendige Öffentliche Dıskussıion sollte hedenken Es steht
wesentlich mehr dem DE als Forschungsfreihelt und einige überzählıge
Embryonen In der dıe Menschenwürde VOoN Embryonen” geht
dıe ragze, welche Lebewesen ZUm Kreıs UNSserer Nächsten gehören, Jür dıe Lie-
esgebot und Goldene egze gelten und deren Wohlergehen WIF deshalb In
parteılıcher Weise berücksichtigen haben. Miıt der ZuUulassung VonN verbrau-

Bundesminıisterium für USÜUÜZ, nNntwurf Fortpflanzungsmedizingesetz-Novelle 2004
(26 2004) ttp://www.parlament.gVv.at).
Ebd SI Abs
Stellungnahme der Bıiovethikkommission ZUm Entwurf eines Bundesgesetzes, miıt dem das
Fortpflanzungsmedizıingese! FMedCG) geändert wiırd (F.  G-Nov 2004) VOI 10  V

(http://www.bka.gv.at/bka/bioethik/fortpflanzungsmedizingesetz.pdf).
Damschen, Gregor (Hg.) Der moralısche Status menschlıcher Embryonen. Pro

und CONntra Spezles-, KOnNtInuumSs-, Identitäts- und Potentlalıtätsargument, erın
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chender mbryonenforschung würden einige Menschen dem Kreıis der S
alısch gleichberechtigten esen ausZeschlossen, Menschsein und Personwürde
getrennl.

Auch Wenn In dıeser Debatte den moralıschen LALlUSs Von Embryonen
keine inmgkeıt Jfinden LST, 1St das Problem nıcht UNC ırgendeine Form VonN

Kompromitss auflösbar. Es LST FU  SCH, mıit einem Verweis auf den UFa-
ISMUS dıiese ragze aAauUSZUDiIieNden und sıch Fragen der Güterabwägung
konzentrieren. An der ndamentalen rage nach dem LAtus VoN Embryonen
entscheidet sıch, oD dıe gezielte künstliche /zeuZung und Zerstörung menschlırt-
chen ens überhaupt Gegenstand einer Güterabwägung Semn kann Deshalb 1STt
SIC zuerst beantworten.

Figenartig LST, Adass dıe Möglichkeit embryonaler Stammzellenforschung
der gegenläufigen NnNdizıen hıinsıchtlich des therapeutischen ulzens

geduldız geforde: wIrd. Die Jetzt argumentatıv aufgebaute Dringlichkeit könnte
sıch als unbegründet erweıisen. Ist Jedoc! eine Liberalisierung mut dem starken
Argument künfliger ITherapıemöglıchkeiten einmal gelungen, 1St nıcht ernst-

erwarten, dass SIC später zurückgenommen würde, Wenn sıch die Nutzen-
als Jalsch herausstellen Ollten Miıt ırrtümlıchen Prognosen hältte

den bleiıbenden au ethıischer und recC|  iIcher CAFranKen erreıicht.
ryonalte Stammzellen Waren annn weıterhıin Jür dıe Grundlagenforschung verfüg-
bar und würden möglıcherweise einen FSalzJür Tierversuche darstellen

Wen dıe Statusdiskussion nıcht überzeugt, der sollte wenigstens dıe Folgen
für alle betroffenen Gruppen Von Menschen berücksichtigen, nıcht Aur For-
schungsinteressen und unbewiesene Iherapıeversprechen. Fıne Einschränkung
der Personwürde könnte SICH angfrıshe auch In anderen Bereichen auSwWIrken,
elw In der rage nach der Präimplantationsdia2nostik, der elektihion In der
Petrischale Oder deutlıcher Jormulıert der „Rasterfahndung nach behindertem
Eeben““ der rage nach dem STatus VoN behinderten Menschen, VOoNn Koma-
Patıenten Ooder sterbenden Menschen.

Es macht deshalb SINN, hei einer grundlegenden rage dıe vorsichtige,
tutiorıstische Position einzunehmen und denen dıe Beweirslast aufzuerlegen, dıe
einzelne Stadıen Menschlichen Lebens der vollständıgen Instrumentalisierung Jür
Jremdnützige ‚WEeC: ausliefern wollen Im ahmen einer Forschung, deren AI-
ternatıvlosigkeit noch keineswe2s nachgewiesen LSL. Z ein Verbot benötigt In
einem olchen all ausreichend gewichtige Gründe,* sondern eine Einschrän-
Kkunz2 der Menschenwürde und der entsprechenden Rechte
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